




Sehr geehrte Gäste, liebe Delegierte!

Der Landesbezirksfachbereichsvorstand 10, Postdienste, 
Speditionen und Logistik in Bayern begrüßt Euch von ganzen 
Herzen auf der 3. Bundesfachbereichskonferenz unseres 
Fachbereichs in Würzburg.

Unter dem Motto „Schafft Gerechtigkeit“ soll die äußerst 
erfolgreiche Arbeit unseres Fachbereichs in den letzten vier 
Jahren diskutiert und die Weichenstellungen für die Arbeit 
der nächsten Jahre festgelegt werden.

Mit unserem Gastgeschenk, dem „Bayerischen Bilderbo-
gen“, wollen wir Euch „Bayern“ und unsere gewerkschaft-
liche und politische Arbeit der Vergangenheit mit kurzen 
Texten und Bildern ein wenig  vorstellen.

Der Bilderbogen soll aber auch eine Brücke zu den Her-
ausforderungen, die die Zukunft an uns gemeinsam stellt,  
schlagen.

Der Rückblick zeigt auf, wie viel wir erreichen können, wenn 
alle solidarisch zusammenstehen und dass es uns damit 
gelingt „die Welt zu bewegen“, so unterschiedlich klein 
und groß auch die Schritte sein mögen. Dies zeigen unter 
anderen die Bilder der „Räterepublik“, der „Versammlungs-
freiheit“ und des „Postmindestlohns“ auf.

Wir wollen den Bogen spannen, damit wir aus den Erfolgen 
der Vergangenheit Kraft schöpfen, neue Ziele 

und Anforderungen  gemeinsam selbstbewusst angehen 
und Bewährtes nicht außer Acht lassen.

Es liegt immer nur an uns selbst, ob es so bleibt wie es ist 
oder ob es besser wird. Ob wir nur reagieren oder gestalten 
und ob wir dulden oder dagegen stehen. Wir sind die Kraft 
und wir haben die Kraft, die Veränderungen ermöglicht und 
Verbesserungen durchsetzt.

Wir wünschen, dass die Bundesfachbereichskonferenz 2011 
zu einem Motivationsschub für uns alle wird, dass wir gute 
Diskussionen erleben und zukunftsweisende Beschlüsse 
fassen, damit wir die vor uns stehenden Aufgaben in großer 
Solidarität meistern.

Wir wünschen Euch aber auch viele gute Gespräche und 
freundschaftliche Begegnungen am Rande der Konferenz 
und einen schönen Aufenthalt in Würzburg.

Uns Allen gemeinsam viel Erfolg für unser Projekt               
„Zukunft gestalten“.

Mit den besten Grüßen

Renate Birkel			   Anton Hirtreiter
Landesbezirksfachbereichsvorsitzende	 Landesbezirksfachbereichsleiter
Fachbereich 10, PSL, ver.di Bayern	 Fachbereich 10, PSL, ver.di Bayern
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Willkommen zuhause!
Fast schon in den Alpen, ganz in der Nähe des mächtigen 
Wendelstein, am Hang thronend und in das weite Vor- 
alpenland blickend – das ist unser Haus Brannenburg. 

Das ver.di Bildungszentrum Haus Brannenburg kann auf eine 
wechselhafte Geschichte zurückblicken und  gehört zu den 
traditionsreichsten Einrichtungen der deutschen Gewerk-
schaften.

Die ersten Überlegungen, ein eigenes Erholungsheim für 
Gewerkschaftsmitglieder zu schaffen, entstanden vor mehr 
als 100 Jahren. Bereits 1906 gab es erste konkrete Über-
legungen für dieses Projekt und innerhalb der nächsten 
Jahre gelang es, 100 000 Goldmark aus Mitgliedsbeiträgen 
anzusparen. Im Jahre 1913 wurde schließlich das Anwesen 
erworben und die feierliche Eröffnung fand am 31. Mai 
1914 statt.

Seit der Gründung von ver.di dient das Haus als zentrale Bil-
dungseinrichtung unserer Organisation. Seitdem bieten wir 
ein eigenes Seminarprogramm an und stehen der Organi-
sation für Seminare, Tagungen und andere Veranstaltungen 
zur Verfügung. Außerdem steht es auch nach Möglichkeit 
für einen privaten Urlaub zur Verfügung.  Aufgrund der 
leider erfolgten Schließung des Bildungszentrums Kochel 
sehen wir uns auch in der Nachfolge dieses traditionsreich-
en Hauses und knüpfen gerne an dessen Erbe an.

Unser Angebot ist geprägt von der Zielsetzung, die Organi-
sation zu stärken und zur positiven Gestaltung der Zukunft 
in Betrieben, Dienststellen und Gesellschaft beizutragen. 
Im Unterschied zum üblichen Hotelbetrieb arbeiten wir mit 
eigenem Personal, verzichten auf Leiharbeit und Fremdver-
gabe und sorgen für vernünftige, gewerkschaftskonforme 
Rahmenbedingungen für unsere Beschäftigten.

Unseren Gästen die Gewissheit zu vermitteln in ver.di gut 
aufgehoben zu sein, ist Ziel unserer Arbeit, die sich stets 
an den Bedürfnissen der Organisation und ihrer Mitglieder 
orientiert. Wir freuen uns auf Euren Besuch!

Marion Fendt
Leiterin des Bildungszentrums Brannenburg

Lesetipp: „90 Jahre auf der Höhe“ - Broschüre zu 90 Jahre Brannen-
burg, u.a. auf der Internetseite des Bildungszentrums unter  
www.haus-brannenburg.de

Foto: Blick vom Bildungszentrum Brannenburg ins Voralpen-
land, aufgenommen bei der Landesbezirksfachbereichskonferenz 
29./30.10.2010

Historische Postkarten von Brannenburg, 1895 und 1914
Innenhof, 2010
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Die Novemberrevolution, der wir das Ende des 1. Welt-
kriegs und den Sturz der Monarchie verdanken, hatte im 
hohen Norden und nicht in Bayern ihre treibende Kraft. Und 
doch sind die erste und zweite bayerische Räterepublik in 
besonderer Weise in die Geschichte eingegangen. 

Im Münchner Mathäserbräu rief Kurt Eisner in der Nacht 
zum 8. November 1918, in der ersten Sitzung der Arbeiter- 
und Soldatenräte, die Republik Bayern als Freistaat (sinnge-
mäß „frei von Monarchie“) aus und erklärte die königliche 
Herrschaft der Wittelsbacher für abgesetzt.

Der Münchner Arbeiter- und Soldatenrat wählte Eisner zum 
ersten Ministerpräsidenten der neuen demokratischen und 
sozialen „Republik Bayern“. Das Regierungskabinett bilde-
te Eisner aus Mitgliedern der SPD und der USPD. Er selbst 
nahm neben seinem Amt als Regierungschef auch den 
Posten des Außenministers wahr. 

„Was notwendig ist, dafür muss Geld da sein. Und wenn 
das Geld nicht da sein sollte, so muss das ganze System 
von Grund auf geändert werden. Die produktive Arbeit hat 
sich nicht mehr nach der Finanzlage zu richten, sondern die 
Finanzen müssen geschaffen werden für die Herstellung 
produktiver Arbeit.“ – Kurt Eisner 

Anton Graf von Arco auf Valley, Mitglied der Thule-Gesell-
schaft - einer Keimzelle der NSDAP, ermordete den sozialis-
tischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner am 21. Februar 
1919 hinterrücks mit zwei Schüssen in Kopf und Rücken. 
Der Beerdigungszug Eisners durch München wurde zu einer 
gewaltigen Demonstration für die Räterepublik. 

Die bald darauf folgende zweite Räterepublik wurde um den 
1. Mai 1919 von Freikorps mit Gewalt niedergeschlagen.  
Das Ergebnis aber, der Freistaat Bayern, blieb bestehen. 

Wilhelm Hoegner, einer der Vorgänger des amtierenden 
bayerischen Ministerpräsidenten, ließ in der Staatskanzlei 
ein Porträt des ersten Ministerpräsidenten des Freistaats, 
Kurt Eisner, anbringen. Seine Nachfolger entfernten die-
ses Bild. Bis heute findet sich in der Staatskanzlei und im 
Bayerischen Landtag keine Erinnerung an den Gründer des 
Freistaates Bayern! 

Florian Pollok

Lesetipps:  August Kühn, „Zeit zum Aufstehn“, eine proletarische Fami-
lienchronik; deren Neuherausgabe von unserem Landesfachbereich 
maßgeblich gefördert wurde

Oskar Maria Graf, „Wir sind Gefangene“

Die bayerische Räterepublik
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„Übergeben! Freier Abzug wird zugesichert!“ Mit diesen 
Worten rückten am 9. März 1933 die Nazis in München vor 
das Münchner Gewerkschaftshaus in der Pestalozzistraße.  
Auf diese Aussage vertrauend, wurde das Gewerkschafts-
haus trotz Anwesenheit von 500 (!) Mitgliedern der sozial-
demokratischen Kampforganisation Reichsbanner kampflos 
den Nazis übergeben. Kaum eingedrungen, zerstörten sie 
alles, plünderten die Kasse und hissten auf der stolzen  
„roten Burg des Proletariats“ die Hakenkreuzfahne. 

Die Gewerkschafter wurden aus ihrem Haus gejagt und der 
Demütigung für das eigene Versagen folgten die Tritte und 
Schläge der Nazistiefel. Es war das erste Gewerkschaftshaus, 
das die Nazis besetzt hatten. Noch über Wochen hofften 
die Verantwortlichen in der Gewerkschaft mit Bittbriefen an 
Hitler dem Treiben ein Ende bereiten zu können. 

Am 2. Mai wurden die Gewerkschaften verboten, alle ihre 
Häuser besetzt, die Gelder beschlagnahmt und zahllose 
Mitglieder verhaftet.

Ob Kommunist oder Sozialdemokrat oder parteilos, sie sa-
hen sich im Konzentrationslager Dachau wieder. Es war das 
erste KZ – die Nähe zur „Hauptstadt der Bewegung“ zeigte 
sich auch hier. Bald zeugte der Spruch „Halt’s  Maul – sonst 
kummst nach Dachau!“ von der Wirkung. 

Und doch gab es ihn – den Widerstand der Arbeiter. `Über 
ihn wird allerdings bis heute kaum berichtet. Zu ihnen ge-
hörte z.B. der Schlosser Ludwig Koch, der wegen seiner  
illegalen Anti-Nazi-Propaganda vom Volksgerichtshof 1939 
zu acht Jahren Zuchthaus verurteilt wurde. Nach 1945 wur-
de er Vorsitzender des DGB-München und nach ihm ist der 
große Saal im neuen Gewerkschaftshaus in der Schwantha-
lerstraße benannt. 

Auch bei den Postlern gab es Widerstand, zumal viele 
wegen des Reichsbeamtengesetzes entlassen wurden. 
Z.B. bildete sich eine illegale Gruppe in Frankfurt, zu der 
der Münchner Karl Ruhland Kontakt aufnahm. Nach der 
Befreiung 1945 machte er sich sofort ans Werk, um die 
Gewerkschaften wieder aufzubauen. Nach Gründung der 
Deutschen Postgewerkschaft wählten ihn die Delegierten 
des 1. Bezirkstages zum Vorsitzenden der Bezirksverwaltung 
München. 

 Hedwig Krimmer

Foto: Eingang der KZ-Gedenkstätte Dachau, aufgenommen im Juli 
2008 während des Senioren-Fahrradkorsos. 

Die DGB-Jugend Bayern erinnert alljährlich in der KZ-Gedenkstätte 
an das Novemberpogrom am 9. November 1938, das den Übergang 
markierte von der Diskriminierung und Ausgrenzung der jüdischen 
Bevölkerung zu ihrer systematischen Verfolgung und Ermordung.

Sonst kummst nach Dachau!
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Gewerkschaften sind in ihrem Kern Kampforganisationen für 
gesellschaftliche Gerechtigkeit und Freiheit.

Eine der elementaren Lehren unserer Vorstreiter ist, dass 
man diesen Kampf um Gerechtigkeit und Freiheit letztend-
lich nur in einer nach innen und außen friedlichen Gesell-
schaft erfolgreich führen kann. 

Die Konsequenzen aus den dunklen Zeiten des 3. Reiches 
und der beiden Weltkriege ziehend, profilierte sich die Ge-
werkschaftsbewegung der BRD als eine Kraft im Kampf für 
den Frieden.

Die erste große Schlacht wurde im Rahmen des Kampfes 
gegen die Remilitarisierung der BRD geschlagen.

Leider ging diese Schlacht verloren und wir leben heute 
deswegen in einer Zeit der zunehmenden Militarisierung 
der deutschen Außen- und Innenpolitik.

Zeichen dieser zunehmenden Militarisierung sind z.B. die 
immer häufigeren Auslandseinsätze der Bundeswehr, die 
zunehmende Entgrenzung staatlicher Macht  und die immer 
wieder eingebrachten Forderungen der Politik für den   
bewaffneten Einsatz der Bundeswehr im Inneren.

Gegen diese besorgniserregende Entwicklung hat sich der 
ver.di-Landesfachbereich 10 Bayern klar und deutlich positi-
oniert. Und er handelt auch danach!

So z.B. beim öffentlichen Rekrutengelöbnis im Juli 2010         
in München.

Gewerkschaften müssen sich auch weiterhin aktiv als 
gesellschaftspolitische Kraft in den Kampf um den Frieden 
engagieren.

Unser Motto ist: Die Frage des Krieges und des Friedens ist 
zu wichtig, als dass man sie denjenigen überlassen darf,  
die am Krieg verdienen.  

 David Merck

*Losung auf einer Tafel eines Gewerkschafters bei den Protesten 
gegen das öffentliche Rekrutengelöbnis am 30. Juli in München

Fotos: 
1956 – Der Kollege Willi Volkert vom Münchner Postamt 21 bei einer 
DGB-Kundgebung auf dem Königsplatz gegen die Wiederbewaffnung
2010 – öffentliches Rekrutengelöbnis auf dem Münchner Marienplatz

Samma scho wieda soweit?*
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Der dritte ordentliche Gewerkschaftstag der Deutschen 
Postgewerkschaft in München setzte mit dem berufspoli-
tischen Programm klare Zeichen für bessere Arbeitsbedin-
gungen – und zwar für Tarifbeschäftigte und Beamte. Und 
auch wenn die DPG eine beamtendominierte Gewerkschaft 
war, setzte sie auf das Durchsetzungsmittel Streik. Zwar 
war nach „herrschender Meinung“ in der Rechtssprechung 
den Beamten das Streikrecht verweigert. Aber abgesehen 
davon, dass die DPG diese Position nie teilte, waren die 
Beamten auch keineswegs wehrlos, wie der Arbeitskampf 
im Juli 1962 zeigte. 

Da war die Geburtsstunde der Aktion 
„IGEL – Sicherheit vor Risiko“. Ziel war 
es, das Ergebnis der Tarifrunde auf die 
Beamten zu übertragen. Durch schlich-
te Einhaltung aller Sicherheitsvorschrif-
ten, Verweigerung von Überstunden, 
Einhalten von Pausen etc. wurde in-
nerhalb kürzester Zeit der Postbetrieb 
lahmgelegt werden. Mit Erfolg – es 
konnte eine Ausgleichszahlung für die 
Beamten durchgesetzt werden. 

1968 bewies die DPG erneut Mut.  
Im Unterschied zu den Arbeitern und 

Angestellten, denen im Oktober eine stufenweise Anhebung 
des Weihnachtsgeldes zugestanden wurde, sollte diese Zu-
wendung nur den Beamten der unteren Besoldungsgruppen 
gewährt werden und die Besoldungserhöhung um Monate 
verschoben werden. Erneut empfahl der Hauptvorstand den 
Beamten, Dienst nach Vorschrift zu verrichten. Wie 1962 
kam es auch diesmal zu beträchtlichen Störungen – trotz 
Einschüchterung durch Disziplinarmaßnahmen. Nach 12 
Tagen war das Ziel erreicht!

Heute, nach 15 Jahren Privatisierung, 
ist die Frage des eigenständigen Streik-
rechts für Beamte längst überfällig. 
Freilich wird es den Beamten nicht in 
den Schoss gelegt werden – bei den Ar-
beitern musste es ja auch hart erstritten 
werden. Mut und Entscheidungsfreu-
digkeit gehört schon auch dazu, damit 
nicht gilt, was der Münchner Querden-
ker Karl Valentin so formulierte:  
„Mögen hätt ich schon wollen, aber 
dürfen habe ich mich nicht getraut!“                   

Hedwig Krimmer

Foto: Der 3. DPG-Gewerkschaftstag im  
Kongresssaal des Deutschen Museums

Ohne Mut ist Wissen unfruchtbar
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Jetzt san mia dro!*
Anfang der 70er Jahre wurden die Kämpfe um mehr Lohn, 
Gehalt und Bezüge heftiger.

Die bayrischen Postler/Innen haben sich getraut! 

Wir führten die erste Demonstration für ein höheres Ein-
kommen in München durch, bei der wir die Bevölkerung  
auf unsere berechtigte Forderung nach

15 %, mindestens aber 185.- DM

hinwiesen und auch den Arbeitgeber zeigten, dass wir es 
ernst meinen. 

Viele waren verwundert.  „Ja gibt‘s denn des, de Postla 
gengan auf d‘Straß?!“ 

Dann kam der erste Streik, den wir erst lernen mussten,  
da wir ja keine konkrete Erfahrung hatten.

Der Arbeitgeber war so überrascht, als wir, DPG-Amtsgrup-
penvorsitzende und Gewerkschaftssekretäre, zum Streik 
aufriefen und die Kolleg/innen von ihren Arbeitsplätzen 
wegholten, dass wir uns in den Ämtern frei bewegen  
konnten.

Das hat sich bei den kommenden Streiks, z.B. Schichtdienst- 
oder HdA (Humanisierung der Arbeit) sehr verschärft, z.B. 
mit Hausverboten und extra Bewachung der Streikführer.

Die Kolleginnen und Kollegen haben sich bei unseren  
Arbeitskämpfen sehr solidarisch verhalten, wir bekamen 
viele neue Mitglieder und erlebten den Grundsatz 

„Alle Räder stehen still, wenn Dein starker Arm es will!“ 

Sche war`s!

Der DPG-Streik brachte uns 11 % Lohnerhöhung mindes-
tens 170 DM. 

Christl Saurer

*Jetzt san mia dro! 
Transparentaufschrift
von Münchner Kollegen, 
die außerhalb Bayerns 
auch ohne Übersetzung 
sofort verstanden wird

Foto links: 
Streikposten beim Post-
amt 3 in München, 
im Vordergrund: 
Christl Saurer

Foto rechts: 
Eine der vielen Arbeits-
kampfhelferinnen vom 
Postamt 3 München
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„Wenn die Verflachung der Politik beginnt, wird die Rettung 
aus den bayerischen Bergen kommen!“ das war einer der 
vielen markigen Sprüche von Franz Josef Strauß, als er sich 
aufmachte, als Führer einer von ihm selbst proklamierten 
„Sammlungsbewegung zur Rettung des Vaterlands“ 1980 
Bundeskanzler zu werden. Auf diese Art von Rettung wollten 
doch viele verzichten und so formierte sich eine Anti-Strauß-
Bewegung in der ganzen Republik. Auch für viele Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter endete an  Franz Josef 
Strauß die parteipolitische Neutralität. 

Einer der härtesten Wahlkämpfe der Bundesrepublik be-
gann. In den letzten Tagen dieses Wahlkampfs, am 26. Sep-
tember 1980 explodierte beim Haupteingang des Münchner 
Oktoberfests eine Splitterbombe mit verheerenden Folgen: 
12 Menschen starben und über 200 wurden z.T. schwer ver-
letzt. Noch in der gleichen Nacht ortete Franz Josef Strauß 
die Täter im linken Spektrum.  
 

Doch schnell wurde klar: Die Spur führt nach rechts – der 
von der Bombe zerrissene Täter Gundolf Köhler war Mit-
glied der Wehrsportgruppe Hoffmann, einer Bande, die man 
getrost zu der von Strauß proklamierten Sammlungsbe-
wegung zurechnen durfte. Gegen deren Verbot durch den 
damaligen Innenminister Baum im Januar 1980 hatte Franz 
Josef Strauß heftig polemisiert.  

Angesichts dieser Situation verließen die bayerischen Staats-
organe in Windeseile die Linie des Terroranschlags von links 
und setzten die Theorie vom verrückten Einzeltäter in die 
Welt. 

Spuren wurden verwischt, Hinweisen nicht nachgegangen 
und das rechtsextreme Umfeld von Köhler nur halbherzig 
und plump überprüft. Bereits 18 Monate später wurden die 
Ermittlungen im größten Terroranschlag in der Geschichte 
der Bundesrepublik eingestellt und die Aktendeckel ge-
schlossen. Wenige Jahre später wurden sämtliche Asservate 
vernichtet. 

Für die Gewerkschaften ist der 26. September zum Tag  
des Kampfes gegen Rechts geworden. Bis heute erinnert 
die DGB-Jugend München jedes Jahr am 26. September an 
die Opfer, mahnt zum Kampf gegen rechts und fordert die 
Wiederaufnahme der Ermittlungen. 

Hedwig Krimmer

Lesetipp: Ulrich Chaussy, „Oktoberfest – Ein Attentat“.  
Das Buch ist nur noch antiquarisch erhältlich. 

Foto: Haupteingang der Wiesn, 26. September 1980,  
kurz nach 22.25 Uhr

Die Rettung aus den bayerischen Bergen
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Am 3. Dezember 1980 erklärte der bayerische Minister-prä-
sident Franz Josef Strauß, nachdem die Pläne des Baus einer 
Wiederaufbereitungsanlage in Niedersachsen ge-scheitert 
waren, die Bereitschaft, einen geeigneten  Standort in 
Bayern zu suchen. „Ausgewählt“ wurde das oberpfälzische 
Wackersdorf, da die Arbeitslosenquote dort mit 20 % beson-
ders hoch war und die bayerische Staatsregierung mit wenig 
Widerstand rechnete. 

Im Dezember 1985 begannen die Bauarbeiten. Bereits  am 
9. Oktober 1981 wurde eine Bürgerinitiative gegen die 
WAA gegründet, an der sich neben vielen anderen Grup-
pierungen auch die Deutsche Postgewerkschaft beteiligte. 
Insbesondere die Gewerkschaftsjugend und der Ortsverein 
Schwandorf, aber auch viele langjährige Gewerkschaftsmit-
glieder der damaligen DPG reihten sich in den Widerstand 
gegen die WAA ein. 

Über Jahre hinweg trafen sich viele DPG-ler jede Woche am 
Bauzaun. Wenn sich Teilnehmer des Bezirks Regensburg 
nach einer Sitzung oder DPG-Veranstaltung  verabschiede-
ten, sagten sie oft nur noch: Machs guat, bis zum Samstag 
am Bauzaun!“

Am 14. Dezember 1985 errichteten Atomkraftgegner  im 
Taxöldener Forst ein Hüttendorf, das durch ca. 3700 Polizis-
ten 2 Tage später geräumt wurde. Doch wenig später stand 

bereits das nächste Hüttendorf. Unter dem Slogan „ Stoppt 
den WAAhsinn“ fanden zahllose Großkundgebungen ( z.B. 
31.3.1986  über 100 000 Menschen,  7.6. 1986  ca. 30 000 
Demonstranten ) statt.

Demonstrationsverbote, Hausdurchsuchungen, Verhaf-
tungen, Einsatz von CS-Gas waren an der Tagesordnung. 
Blendschockgranaten und sogenannte Gummischrotge-
schosse wurden von der  bayerischen Staatsregierung der 
Polizei als neue Einsatzmittel gegen WAA Demonstranten 
zur Hand gegeben.

Die große Mehrheit der Bevölkerung und der Landrat waren 
strikt gegen die WAA. Fast 1 Millon Einwendungen von Bür-
gern gegen die WAA brachten diese zusätzlich ins Wanken. 
Am 31. Mai 1989 wurde der bis dahin ca. 10 Milliarden DM 
teure Bau eingestellt.  Der Protest war damit von Erfolg 
gekrönt.  
 

Die gewerkschaftliche Gesellschaftspolitik zahlte sich für 
die DPG auch betrieblich aus. Das Postamt Schwandorf war 
immer „Postverbandsdominiert“.  Die Personalratswahl 
nach dem Widerstand hat die DPG  mit großer Mehrheit 
gewonnen.

Franz Zellner
Foto: DPG-OV Schwandorf am Bauzaun der atomaren  
Wiederaufbereitungsanlage Wackersdorf

Machs‘guad - bis zum Samstag am Zaun!
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Die Privatisierung des ehemaligen Staatsunternehmen Deut-
sche Bundespost ist in folgenden Schritten erfolgt:

  - Dreiteilung in Telekom, Post und Postbank (1984-1990)
  - Umwandlung in Aktiengesellschaften mit anschließenden  
    Börsengängen (1991-1995)
  - Liberalisierung der Märkte (1995-heute) 

Die DPG kämpfte mit großer Energie gegen die Privatisie-
rung – als eine Maßnahme, die sowohl zu Lasten der Bürger 
als auch zu Lasten der Beschäftigten geht. Über die jahre-
lang durchgeführten Aktionen und Kampagnen sollen die 
Bilder der folgenden zwei Seiten einen Eindruck vermitteln.
 

Ein signifikantes Merkmal dieser Privatisierung ist der enor-
me Arbeitsplatzabbau bei der Deutschen Post AG in den ver-
gangen Jahren. Rationalisierung durch alljährliche Produkti-
vitätssteigerungen, durch technischen Fortschritt, aber auch 
durch Outsourcing von Tätigkeiten hat den Beschäftigten in 
den letzten Jahren viel abverlangt. Gegen diese Entwicklung 
haben sich die Deutschen Postgewerkschaft und in Folge 
ver.di mit immer neuen Aktionen gestemmt und versucht 
Arbeitsplätze zu erhalten oder den Abbau sozialverträglich 
und ohne betriebsbedingte Kündigungen zu gestalten. 

Ein wichtiges Beispiel dafür ist unser Eintreten und Kampf 
gegen die völlige Fremdvergabe der Abteilung Verkehr. 

Dabei waren wir mit unseren Aktionen und Verhandlun-
gen durchaus erfolgreich. Dies beweist die Tatsache, dass 
im Jahr 2011 immer noch 3600 posteigene Fahrer bei der 
Deutschen Post AG beschäftigt sind.

Eine höchst öffentlichkeitswirksame Aktion hat am 15. Mai 
2001 die Betriebsgruppe der Niederlassung BRIEF Nürnberg 
durchgeführt (siehe Foto links). Hier wurde, unter großem 
Interesse der Medien, symbolisch für die Zerschlagung 
des Verkehrs ein Postauto mit großen Vorschlaghämmern 
zertrümmert.

Renate Birkel

Foto links aussen: Abendzeitung, 16.05.2001
Foto unten: Aktion gegen drohende Verschlechterung des Service 
durch Filialschließungen - während der Bezirksfrauenkonferenz in 
Brannenburg ziehen die Frauen zur Postfiliale in Rosenheim und 
besetzen sie.
Foto oben: Die Moritat vom Haifisch auf der Privatisierungsdult,  
München Marienplatz, 22.8.1987. Über 15.000 Bürger wurden über 
die Folgen der Privatisierung informiert. 

Kampf gegen die Zerschlagung der Post
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Foto rechts: Aktion Bürgerpost – an dem damals noch arbeitsfreien Buß- und Bettag stellen 
die Kolleginnen und Kollegen am 18. November 1987 16 Millionen (!) Exemplare der  
„Bürgerpost“ der DPG zu, mit der die Bevölkerung vor der Privatisierung gewarnt wird.

Foto rechts unten: Der Privatisierungshai im Münchner Olympiasee!

Foto links unten: Informations- und Diskussionstag 28.3.1988

Foto links: 1994, Augsburg, Postamt 1 – der Personalratsvorsitzende Manfred Maas bereitet 
die Kollegen auf den härtesten Arbeitskampf in der Geschichte der DPG vor. Die Privatisie-
rung wird nicht verhindert, aber umfangreiche Schutztarifverträge erreicht.  
(Foto: Werner Bachmeier)





Als den Bundesbeamten 2003 das Weihnachtsgeld gekürzt 
und das Urlaubsgeld ganz gestrichen wurde, durfte sich der 
Postvorstand die Hände reiben: 54 Millionen Euro einfach 
mal so durch den Gesetzgeber geschenkt. 

Gestützt auf den hohen Organisationsgrad bei den Postbe-
amten  organisierte der Fachbereich 10 eine bundesweite 
Kampagne gegen diesen Besoldungsklau. Mit bayernweiten 
Betriebsversammlungen wurde der notwendige betriebliche 
Druck erzeugt. Zusätzlich wurden bundesweit eine Unter-
schriften-Aktion und auf die Landesfachbereiche verteilt 
Mahnwachen vor den SPD- und Grünen-Bundeszentralen in 
Berlin durchgeführt.          

3 Tage vor unserer Mahnwache erklärte sich der Postvor-
stand zu Verhandlungen bereit. Nichtsdestoweniger hieß 
unser Schlachtruf: Die Bayern kommen! 

Mit Dirndl und Lederhosen zzgl. Trachtenhut marschierten 
wir vor beiden Bundeszentralen auf und schmetterten unser 
Lied, das Christl Saurer extra hierfür geschrieben hat. 

Die Berliner staunten nicht schlecht! Wie auch immer waren 
Weihnachts- & Urlaubsgeld für die Postbeamten gerettet...	  

 

Hedwig Krimmer

Diredaredache
 

Des Weihnachtsgeld is scho ei’plant; Und‘s Urlaubsgeld a
Mia ham nix zum hergeb’n; Drum steh’n mia jetzt da. 
Holladiria – Holladiro – Holladiria – Holladiro! 
 

Da Zumwinkel is a Geizhois; Der wui uns nix zoin
Er gibt’s liaba am Vorstand; Aba das lass‘ ma uns ned g’foin. 	
Holladiria – Holladiro – Holladiria – Holladiro!

Der Gewinn bei der Post; Der wird immer mehr
Für uns bleibt nix übrig; Des stinkt uns scho schwer. 		
Holladiria – Holladiro – Holladiria – Holladiro!

Mia schaff’n den Mehrwert; Des is uns ned gleich
Wenn mia ned so arm wär‘n; Wär der Vorstand ned reich.  		
Holladiria – Holladiro – Holladiria – Holladiro!

Wir woll’n ned nur betteln; Denn uns steht was zua
Mia san koane Sparschweindl; Drum geb’m mia koa Rua’h. 		
Holladiria – Holladiro – Holladiria – Holladiro!

Da oanzelne is gar nix; Doch mia san ned blääd
Mia wissen uns huift; Nur die SOLIDARITÄT!			 
Holladiria – Holladiro – Holladiria – Holladiro!

					     Christl Saurer

Allmächd, die Bayern kumma!
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Mit der Privatisierung der Deutschen Bundespost und der  
extremistischen Ideologie, dass der Markt alleine alles selbst 
regelt, traten/treten auch Wettbewerber im privaten Brief-
dienst an, deren einziges Geschäftsmodell Dumpinglöhne 
zum Inhalt hat.

Gesetzliche Vorgaben, dass neue Marktanbieter soziale  
Mindeststandards zu beachten haben, interessierten weder  
die  „Billigheimer“ noch wurde die Einhaltung der Geset-
ze durch den Gesetzgeber kontrolliert, geschweige denn 
verfolgt.

Notwendige gewerkschaftliche Antwort unseres Fachbe-
reichs war deshalb die Forderung eines Mindestlohns für die 
Postbranche.

Zahllose Aktionen, Kampagnen, Initiativen waren der 
Grundstein dafür, dass der Deutsche Bundestag und Bun-
desrat den Tarifvertrag „ Postmindestlohn“ zwischen ver.di 
und dem Arbeitgeberverband Postdienste die Zustimmung 
erteilten.

„Sonntägliche Hausbesuche, statt Kirchgang“ durch  
ver.di Bayern bei bayerischen  Abgeordneten, zwei Gesprä-
che des ver.di-Landesbezirksfachbereichs 10 beim damali-
gen bayerischen Ministerpräsidenten Günther Beckstein, 
eine bayernweite Flugblattaktion an „alle Haushalte“  

(Auflage: 500 000) waren einige Höhepunkte unserer Kam-
pagne für die Durchsetzung eines Postmindestlohnes.

Der Cheflobbyist der neuen Briefdienstleister, Florian Gers-
ter, initiierte die Gründung einer neuen sogenannten „Bil-
liggewerkschaft“, um so den vom Gesetzgeber mit großer 
Mehrheit beschlossenen Postmindestlohn zu unterlaufen.

Weil das Bundesverwaltungsgericht den Postmindestlohn 
aus formalen Gründen gekippt hat,  werden wir unsere 
gewerkschaftlichen und politischen Aktivitäten fortsetzen, 
um Löhne in der Postbranche durchzusetzen, von den Frau/
Mann in Vollzeit ohne staatliche Aufstockung leben kann.

Anton Hirtreiter

Foto: Aktion Sonderzustellung bei MdB Johannes Singhammer

Die Schlacht um den Postmindestlohn
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Aus der Bayerischen Verfassung (beschlossen 1946) 

Artikel 169 Mindestlöhne, Tarifverträge 
(1)	 Für jeden Berufszweig können Mindestlöhne  
	 festgesetzt werden, die dem Arbeitnehmer eine 
	 den jeweiligen kulturellen Verhältnissen entspre-
	 chende Mindestlebenshaltung für sich und seine
	 Familie ermöglichen.





Foto links: Aktion Sonderzustellung in der Bayerischen Staatskanzlei 
an Ministerpräsidenten Günther Beckstein

Rechts oben und unten: 
Praktisch allen Abgeordneten 
wird von unseren Betriebs-
gruppen und Bezirksfachbe-
reichen ein Besuch abgestat-
tet…

Links unten: …und wo immer 
Politiker auftauchen, werden 
sie mit unserer Forderung 
nach dem Postmindestlohn 
konfrontiert. 

Alle Aktivitäten 
sind detailliert in 
der Broschüre des 
Landesfachbereichs 
dokumentiert.



2006: In der Postarbeitszeitverordnung war die Arbeitszeit 
der Postbeamten auf 38,5 Wochenstunden festgeschrieben. 
Während diese Festschreibung nach der Trennung der drei 
ehemaligen Postunternehmen für die Postbank und die 
Telekom unbefristet galt, wurde diese Festschreibung bei 
der Deutschen Post bis 31.12.2006 befristet. Da aber 2004 
die Arbeitszeit der Bundesbeamten auf 41 Stunden erhöht 
wurde, hätte das Auslaufen der Postarbeitszeitverordnung 
die 41-Stunden-Woche für die Postbeamten bedeutet. Der 
Bundesfinanzminister  Peer Steinbrück und der Postvor-
stand konnten also durch Nichtstun diese Arbeitszeiterhö-
hung erreichen. 

Die Beamten bei der Post hätten damit fast 8 Millionen 
Arbeitsstunden im Jahr mehr arbeiten müssen, 5.000 
Vollarbeitsplätze waren in Gefahr, die Beamten hätten de 
fakto eine Lohnkürzung von 9% hinnehmen müssen. 2.000 
Auszubildende standen zur Übernahme an, obwohl sie 
sowieso nur befristet und mit 30 Wochenstunden übernom-
men wurden, hätte die Arbeitszeiterhöhung der Beamten 
die Arbeitslosigkeit für diese jungen KollegInnen bedeutet. 
Die Signalwirkung der WAZ-Erhöhung wäre  auch für die 
Tarifkräfte bei der Post verheerend gewesen. 

Der Bundesfachbereich startete deswegen die Kampagne 
„Stoppt den Wahnsinn!“. 

Dieser Wahnsinn hatte zwei Namen:

1.  Der Postvorstand (die Gier der Unternehmen ist unantastbar)
2.  Finanzminister Peer Steinbrück (Sklave der Wirtschaft) 

Mit zahlreichen Aktionen und bundesweit demonstrierter 
Streikbereitschaft wurde diese Arbeitsplatzvernichtung 
verhindert !!! Die 38,5-Stundenwoche wurde in einem 
ersten Schritt  bis 30.06.2007 und dann bis zum 31.3.2008 
befristet.  Die in hoher Geschlossenheit durchgeführten 
Warnstreiks April 2008 brachten den Beamten die unbefris-
tet festgeschriebene 38,5-Stundenwoche. Dieser herausra-
gende Erfolg konnte nur erzielt werden, da Tarifbeschäftigte 
zu Aktionen innerhalb der Arbeitszeit bereit waren. Die 
immerwährende Frage ob auch die Beamten für Ihre Inter-
essen gestreikt hätten, blieb unbeantwortet.

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands hat diese 
Verbrüderung mit den Arbeitgebern bitter bezahlt, bei den 
Beamten  und den Postlern hat sie viel an Ansehen und 
Zustimmung verloren.          

Franz Zellner

*Übersetzt: Ziemlich unnötige Arbeit, aber wir haben es geschafft 

Foto: Öffentliche Aktion im Rahmen der Regio-Ausschusssitzung vor 
dem Karl-Bröger-Zentrum (SPD) in Nürnberg

Des wor a Gwerch, bis des ferdich war*
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… da sieht die Polizei / den Himmel sich verdüstern, und 
riecht Rebellerei / fängt an zu arretieren, denn´s könnt zu 
Aufruhr führen… so war es 1874 in der Hofer Zeitung zu 
lesen, wofür der sozialdemokratische Redakteur, der damit 
die von der Polizei erlassenen Versammlungsverbote kriti-
sierte, u. a. wegen Beleidigung zu drei Monaten Gefängnis 
verurteilt wurde. 

In diese Fußstapfen trat die Bayerische Staatsregierung, als 
sie 2008 ein Bayerisches Versammlungsgesetz vorlegte, mit 
dem unsere Versammlungsfreiheit – auch z.B. für Streikpos-
ten – empfindlich eingeschränkt werden sollte. 

Doch ver.di München und ver.di Bayern formierten einen 
breiten Widerstand dagegen. Am 20./21. Juni 2008 demons-
trierten – aufgerufen vom DGB und über hundert weiteren 
Organisationen, Verbänden und Initiativen – in München 
und Nürnberg insgesamt Tausende gegen diesen antidemo-
kratischen Vorstoß. Weiterer Höhepunkt war die einwöchige 
Mahnwache von Streikleitungen aus Post, Telekom, Druck-
betrieben und dem öffentlichen Dienst direkt in der Blick-
achse zum Bayerischen Landtag. 

Gegen das von der CSU trotz aller Proteste verabschiedete 
Gesetz legte der DGB Bayern, ver.di Bayern und 11 weitere 
Parteien und Organisationen Verfassungsbeschwerde ein. 
Bereits der Antrag auf einstweilige Verfügung war teilwei-
se erfolgreich – eine schwere Schlappe für die CSU. Trotz 
Nachbesserungen im Gesetz durch die CSU/FDP-Koalition 
halten wir die Verfassungsbeschwerde insbesondere wegen 
ihrer bundesweiten Bedeutung aufrecht. Denn in anderen 
Bundesländern liegen ähnliche Gesetzentwürfe bereits auf 
dem Tisch!  			               

Hedwig Krimmer

Foto: Mahnwache „Für unsere Versammlungsfreiheit“ am  
Max-II-Denkmal in der Blickachse des Bayerischen Landtags 
Links: Das bayerische Versammlungsgesetz von 1850. Durch die  
Föderalismusreform 2006 wurde wieder die Versammlungsfreiheit  
in die Hände der Bundesländer gelegt

Wo Zweie stehn und flüstern...
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In Bayern gibt es fast 80 Betriebsgruppen Senioren der 
Fachbereiche 9 und 10 sowie Postbank. Sie betreuen knapp 
18.000* Kolleginnen und Kollegen im Ruhestand - ca. ein 
Drittel unserer Mitglieder in beispielhafter Weise. Ob Ge-
burtstag oder Krankenhausaufenthalt, ob erster Ansprech-
partner in Fragen der Rente und Pension, Krankenkasse und 
Beihilfe, Pflegeversicherung – unsere Betriebsgruppen sind 
für unsere Mitglieder da. 

Sie pflegen ein reichhaltiges Vereinsleben mit Veranstal-
tungen und Feiern, Fahrten und Reisen.

Darüberhinaus sind viele von ihnen aktiv mit dabei, wenn es 
um Aktionen, Streiks und Demonstrationen geht. Besonders 
hervorzuheben sind hier die Betriebsgruppen der beiden 
Großstädte München und Nürnberg. 

Ihre Arbeit beweist, wie wichtig die sog. „vierte Ebene“ in 
ver.di ist, von der wir immer wieder sagen: Eigentlich müss-
te sie die Bezeichnung „erste Ebene“ bekommen! 

Alle Senioren-Betriebsgruppen sind auf der Internetseite 
des Landesfachbereichs zu finden. 

Die Arbeit der Betriebsgruppen Senioren wäre nicht denk-
bar ohne die Unterstützung durch die Mitarbeiterinnen 
in den Sekretariaten. Besonders hervorzuheben sind hier  

Marlene Buchmann und Marianne Zaglmann, die für die 
Betriebsgruppen Senioren bayernweit zuarbeiten. Marlene 
kümmert sich um alles Organisatorische, Marianne um die 
Einpflegung der Betriebsgruppenkassen in die ver.di-Buch-
haltung. Ihnen gilt unser ganz Herzlicher Dank!

Mit einer ganz besonderen Aktion haben sich die bayeri-
schen Senioren einen Namen gemacht. 2008 sind sie quer 
durch ganz Bayern geradelt und haben für die Gewerk-
schaft und ihre Ziele geworben.

Auch 2011 wird wieder ein Fahrradkorso stattfinden – aus 
drei Richtungen radelnd treffen sich alle im niederbayeri-
schen Plattling, wo am 12. Juli 2011 der niederbayerische 
Seniorentag des ver.di Bezirks Niederbayern stattfindet.  

Unter dem Motto „Gerecht geht anders“ radeln sie von Dorf 
zu Dorf, Stadt zu Stadt, machen Infostände und Veranstal-
tungen. Wer so Bayern kennenlernen und mitradeln will,  
ist herzlich willkommen!

Hedwig Krimmer

* Stand März 2011: FB 10: 11.966, FB 9: 5560, FB 1/Postbank: 264 
 

Foto: Blick vom Infostand des Senioren-Fahrradkorsos 2008 auf die 
Altstadt von Landsberg am Lech 

Ja, mia san mit‘m Radl do...
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Bayern ist mit mehreren Transferachsen durchzogen, an 
denen  sich insbesondere an den Autobahnkreuzen und 
Grenzübergängen zahllose Speditions- und Logistikunter-
nehmen angesiedelt haben. Die Betreuung der dort ca.  
90 000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist ein 
wichtiger Schwerpunkt unserer Arbeit. Und wir können 
feststellen: Es geht voran! 

   1. Entgelterhöhung
Seit 2007 sind im Speditions-, Logistik- und Transportbe-
reich durch Tarifverhandlungen ein Gesamtvolumen von 
10,6 % Entgelterhöhung für die Beschäftigten dieser  
Branche erkämpft worden. 
	 2007 = 2,0 % Entgelterhöhung
	 2008 = 2,5 % Entgelterhöhung
	 2009 = 2,0 % Entgelterhöhung
	 2010 = 1,5 % Entgelterhöhung
	 2011 = 2,1 % Entgelterhöhung
Wir bleiben dran!

   2. Parkplatznot
2008 hat die Fachgruppe 2 Speditionen, Logistik, KEP eine 
Kampagne gegen die Parkplatznot für LKWs gestartet. 
In vielen Aktionen wie z.B. Unterschriften sammeln und 
Flugblätter verteilen, sowie Ortsbesichtigung mit Politik-
ern und Gesprächen mit betroffenen LKW-Fahrern auf den 

Parkplätzen und in Betrieben haben wir auf diese Missstän-
de aufmerksam gemacht. Mit dem Ergebnis, dass uns der 
Bayer. Innenminister in einem persönlichen Gespräch bis 
Ende 2013 weitere 3.800 zusätzliche LKW-Stellplätze auf 
bayerischen Autobahnparkplätzen zugesichert hat. Dies ist 
ein großer Schritt in unserer Kampagne, aber noch nicht 
ausreichend. Auch hier bleiben wir dran!

   3. Betriebsratswahlen
Bei den letzten ordentlichen Betriebsratswahlen 2010 ist es 
uns gelungen, die Betriebsratsgremien im Speditions-, Lo-
gistik- und Transportbereich gegenüber 2006 von 37 auf 70 
gemeldete Betriebsratsgremien fast zu verdoppeln. Gleich-
zeitig sind die ver.dianer in diesen Gremien von 111 auf 188 
gestiegen. Laufend werden weitere Betriebsräte ins Leben 
gerufen. Auch hier bleiben wir dran!

   4. Mitgliederentwicklung
Seit 2007 bis März 2011 haben wir einen Zuwachs von 1.164 
Mitgliedern auf insgesamt 4.492 Mitgliedern zu verzeich-
nen. Auch hier sind wir stetig dabei, unsere Durchsetzungs-
fähigkeit zu stärken.  

Wir bleiben dran – Es geht voran! 
 

Hans-Peter Konrad
 
Foto: Main-Echo, 11. Oktober 2006

Es geht voran!
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Die Quellgewerkschaft DPG hat nie einen Zweifel daran 
gelassen, dass sie gegen die die Privatisierung der Post ist. 
Selbstverständlich gilt aber auch: Seit es die neuen Brief-
dienstleister gibt, versuchen wir gemeinsam mit den dort 
Beschäftigten, die Einkommens- und Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten zu verbessern. Ein realer Stundenlohn von 
unter 7,50 € für Zusteller und Zustellerinnen ist keine Sel-
tenheit bei den neuen Briefdienstleistern, die überwiegend 
von Zeitungsverlagen gegründet worden sind.

Billiglohn lohnt sich nicht!  Das haben einige Briefdienstleis-
ter in Bayern verstehen müssen, denn sie mussten Betriebe 
wegen Auftragsmangel schließen. Die Qualität leidet eben, 
wenn die Einkommens- und Arbeitsbedingungen nicht stim-
men. Bei den weiter bestehenden Betrieben konnten wir 
inzwischen bei fünf (CityMail Regensburg, CityMail Rosen-
heim, NZG Augsburg, Nordbayern-Post Nürnberg, Südpost 
München) einen Betriebsrat gründen, wo die Vorsitzenden 
(und nicht nur diese!) Mitglied in ver.di sind. Bayernweite 
Treffen zum gegenseitigen Austausch sind inzwischen fest 
installiert. Dabei sind immer auch Betriebsräte der Post mit-
vertreten, da wir von Anfang jeder Spaltung entgegentreten 
wollen.               

Eine besondere Rolle nahmen die Beschäftigten bei der 
NZG ein, der Neuen Zustellgesellschaft in Augsburg, die von 

der Augsburger Allgemeinen Zeitung gegründet wurde. Der 
Betriebsrat der NZG war rührig und hat mehr als 90% seiner 
Kolleginnen und Kollegen in ver.di organisiert. Dieser hohe 
Organisationsgrad führte dazu, dass die Kolleginnen und 
Kollegen mit uns den Schritt zu Tarifverhandlungen wag-
ten. In den schwierigen Verhandlungen konnte zwar kein 
Tarifvertrag erreicht werden - aber eine Lohnerhöhung um 
90 Cent/Std. für die inzwischen zur ZSP überführten Kolle-
ginnen und Kollegen. Außerdem konnten wir gemeinsam 
erreichen, dass die Absenkung der Löhne verhindert wurde 
und die Arbeitszeiten den realen Bedingungen angepasst 
wurden. 

Alle sind sich einig: Der Kampf um einen Tarifvertrag für die 
neuen Zustelldienste geht weiter!

Ulrike Oestreich

*O’gfangt is: Angefangen ist! Titel eines Liedes von Sepp Raith, baye-
rischem Liedermacher, der uns bei zahlreichen Aktionen und Streiks 
unterstützt.
Foto:  Auftaktaktion für einen Tarifvertrag der neuen Zustelldienste, 
München, 7. Juni 2010. Damit wurden die Montags-Aktionen der 
NZG-Kollegen aufgegriffen und auf ganz Bayern übertragen – 14.6.  in 
Augsburg, 21.6. in Rosenheim, 28.6. in Regensburg; Schlusspunkt am 
4.7.  mit einer Betriebsversammlung der Nordbayernpost in Nürnberg

O‘gfangt is!
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Der Kampf der UPS-Arbeiter in der Türkei hat Geschichte 
geschrieben. Weil UPS die gewerkschaftliche Organisierung 
ihrer Arbeiter in der Türkei  verhindern wollte, entließ das 
Unternehmen kurzerhand 163 Gewerkschaftsmitglieder. 
Tümtis, die Gewerkschaft der dortigen Kollegen, nahm den 
Kampf auf und organisierte Mahnwachen vor den Betrieben 
und war bereit bis zu ihrem Untergang zu kämpfen. Diese 
Entschlossenheit, sowohl der Gewerkschaft, als auch der 
türkischen Kollegen bildete den Grundstein für einen über 
neun Monate andauernden gewerkschaftlichen Kampf. 
Neun Monate, in denen die Kollegen mehr als einmal in den 
Abgrund blickten. Doch am Ende gewann das Gute. Durch 
eine unbeschreibliche Welle internationaler Solidarität der 
ITF-Transportgewerkschaften weltweit wurde UPS in die 
Knie gezwungen. 152 Gewerkschaftskollegen wurden wieder 
eingestellt, der Rest erhielt hohe Abfindungen. 

Wir unterstützten die Kollegen nach Kräften - mit Öffent-
lichkeitsarbeit, Veranstaltungen, Spendensammlungen.  
Wir konnten selbst erleben: Solidarität hilft siegen!
 
                                                                               David Merck

Foto: Unser Delegationsbesuch in Istanbul, Oktober 2010 

Hallo, ich bin der Weihnachtsmann, von der Türkei komm ich hier an,
auch dort ist es jetzt bitterkalt, und Kohle hat, wer sie bezahlt. 
Wer Kohle braucht, und hat kein Geld, der friert, so ist’s noch auf der Welt.
Drum hört Euch die Geschichte an - und helft, wie jeder helfen kann!

	 Bei UPS in Istanbul – in Izmir gilt’s nicht minder
	 Frier’n 160 Arbeiter - mit ihnen ihre Kinder. 
Gefeuert wurden sie im Mai – der Grund ist nicht zu fassen
Sie traten der Gewerkschaft bei – gleich wurden sie entlassen. 
Die Männer sind aus rechtem Holz, sie kämpfen vor den Toren.
Sie haben Würde, haben Stolz – sie geben nichts verloren.
	 Doch UPS in Istanbul – in Izmir gilt’s nicht minder
	 Will strafen diese Arbeiter – mit ihnen ihre Kinder. 
Es wird November – ein Gericht sagt UPS: So geht es nicht!
Für Einen ist nun Recht gesprochen – für alle andren bleibt’s gebrochen. 
	 Und UPS in Istanbul – in Izmir gilt’s nicht minder
	 Bleibt bockig und lässt lieber frieren Hunderte der Kinder. 
Advent! Nach Deutschland komme ich – und mein, es kann kaum sein:
Ein „Christmastruck“ macht UPS – und sammelt Kinderspielzeug ein. 
	 Doch tonnenweise Kinder-Spielzeug kann es nicht verdecken:
	 UPS in der Türkei hat dicken Dreck am Stecken.
Drum liebe Leut’, lasst uns gemeinsam Sorge dafür tragen,
dass lieber heut als morgen wir alle können sagen:  
	 Bei UPS in Istanbul – in Izmir gilt’s nicht minder
	 Da gilt das Recht für Arbeiter – und damit auch für Kinder. 

Euer Nikolaus, geboren in Demre, ca. 100 km südwestlich von Antalya
ca. 300 Jahre nach Christi Geburt

Von Ismaning bis Istanbul
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Die Jugend von heute...



Aktion beim Camp der  
ver.di-Jugend Bayern 2008  
in Sonthofen, im Hintergrund
die Allgäuer Alpen



Die Jugend von damals!

? - Andreas Faltermaier - Walter Ruhland - Günter Heidorn - ? - Sepp Sommer - ? -  
Paul Gaedke - Robert Ewinger - Johann Endres - Johann Klitscher - Rudi Sotta  

Sepp Baumgartner - Ernst Edhofer - Brigitte Wessely - Katja Vilsmeier - Wolfgang Müller - Anton Hirtreiter
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Jung & alt am 1. Mai



„Gerecht geht anders“ lautet das Motto für die Kampagne 
gegen das Sparparket der Bundesregierung. 

Am 09.11.2010 demonstrierten 800 Beschäftigte der Post-
bank Filialvertrieb AG aus Südbayern im Rahmen ihrer ganz-
tägigen Betriebsversammlung mit Schildern wie „Achtung 
gerechte Gesundheitspolitik geht anders“ gegen die Politik 
der Bundesregierung. In einem Demonstrationszug gingen 
sie während der Arbeitszeit zur Kundgebung am Stachus mit 
Frank Bsirske. Nach der Kundgebung wurde dieser kleine 
politische Streik mit einem eindrucksvollen Demonstrations-
zug zurück zum Mathäser Filmpalast beendet. 

Am 13. November 2010 waren es noch mehr - 30.000 Kolle-
ginnen und Kollegen aller DGB Gewerkschaften aus Bayern 
demonstrierten in Nürnberg für einen Politikwechsel.  
Freilich war es ein Samstag….

Claudia Weber 

Foto rechts: Postbank-Filialvertrieb-Aktion, 9.11.2010,   
München, Sendlinger Torplatz
 

Großes Foto: DGB-Demonstration, 13.11.2010,  
aufgenommen vom Dach des DGB-Hauses, links im Hintergrund  
die St. Lorenzkirche im mittelalterlichen Stadtkern

Wehr.di
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Ziel des Projekts „Gute Arbeit“ bei der Postbank Filialver-
trieb AG ist, die Arbeitsbedingungen dauerhaft zu verbes-
sern. Nach Feststellung der unterschiedlichen Belastungen 
der Beschäftigten durch eine Arbeitsumfelduntersuchung 
wurde ein Maßnahmenpaket umgesetzt. Durchgesetzt wur-
de eine Ausbildung zum Bankkauffrau/-mann mit IHK Ab-
schluss in den Betrieben München, Nürnberg und Stuttgart.   
 

Projektbegleitend wurden Betriebsvereinbarungen zur 
Arbeitszeit und zur betrieblichen Weiterbildung entwickelt. 
Als erste Maßnahmen gegen psychische Belastung wurden 
Antistressseminare in Nürnberg und Stuttgart angeboten. 
Nicht der Mensch muss sich ändern, sondern die Arbeitsbe-
dingungen, unter dieser Zielsetzung wird dieses Projekt wei-
tergehen. Für seine Aktivitäten wurde dem Betriebsrat Mün-
chen, der Sonderpreis „Gute Arbeit“ 2009 verliehen. Dieses 
Projekt zeigt: Gute Arbeit wird möglich, wenn Beschäftigte, 
Betriebsrat und ver.di gemeinsam aktiv werden.

Claudia Weber

Fotos: Die Kurse in Nürnberg (oben) und in München (unten)
Preisverleihung: Dem Betriebsratsvorsitzenden Hans Trübenbach 
wird der Preis von Olaf Scholz (damals noch Bundesminister für   
Arbeit und Soziales) überreicht. Die Laudatio hielt unsere Bundes-
fachbereichsleiterin Andrea Koscis. 

Do isch guad schaffa
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Die Dokumentation über die preisgekrönte Arbeit ist beim 
Landesfachbereich erhältlich.





Unter diesem Motto beteiligte sich am 24. Februar 2011 die 
ver.di Betriebsgruppe DHL Freight in Nürnberg am bundes-
weiten DGB-Aktionstag gegen Leiharbeit und jede Form von 
prekärer Beschäftigung. Mit einer gemeinsamen Brotzeit 
in allen drei Schichten konnten sich die Kollegen körperlich 
stärken und inhaltlich rüsten. Denn ein leerer Bauch kämpft 
nicht gerne und ein leerer Geldbeutel füllt den Bauch nicht! 
25% der Leiharbeitnehmer hat das überzeugt und sie wur-
den Mitglied in ver.di. 

Ähnliche Aktionen wurden auch von den Betriebsgruppen 
Brief Nürnberg, Brief Straubing/Betrieb Regensburg und 
Brief München durchgeführt. 
Insbesondere in den DHL-Paketzentren, wo Leiharbeit an 
der Tagesordnung ist, wurden die Beschäftigten wie z.B. 
in Kitzingen und Aschheim durch Flugblattaktionen gegen 
Leiharbeit mobilisiert. 

Manfred Weidenfelder

Foto oben: Infostand der Betriebsgruppe Brief Nürnberg
Foto links: Flugblatt-Aktion im DHL-Paketzentrum Kitzingen
Foto rechts: Günther Herrmann & Kollegen bei DHL Freight Nürnberg

Gleiche Arbeit - gleicher Lohn - gleiche Brotzeit!
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2012: Kriagn ma scho hi

Streikbilder 2008

Fotos: 	 Oben links: Brief Bayreuth
	 Oben rechts: Brief Würzburg
	 Unten links: Brief Augsburg
	 Unten rechts: Brief Freising
	 rechts: Brief Bamberg





Franz Zellner
Unsere Graue Post-Eminenz im 
Hintergrund

Thomas Hampel
Brief Nürnberg, Regionale Freistel-
lung- unser Jüngster!

Toni - mehr Worte braucht es 
nicht!

Matthias Knüttel 
Bürostandort München, kam von 
Brief Würzburg zu uns - einer der 
„Drei Wilden“

Georg Liebl 
Unser Erbe aus der ÖTV -
genießt bereits seit wenigen Tagen 
seinen Ruhestand

Hedwig Krimmer 
Macht alles mögliche, 
z.B. diesen Bayerischen 
Bilderbogen

Silke Rühm 
Unsere Juristin, Sitz in München, 
die Dritte der „Drei Wilden“

Florian Pollok 
Wird Flo genannt (Nomen 
est omen), auch einer der 
„Drei Wilden“

Patrick Gerson 
Unser Dienstjüngster, 
folgt Georg Liebl

Manni Weidenfelder 
Für alles in Nürnberg zuständig, 
versteckt sich sonst nicht so

Nicole Rufin 
Bürostandort Regensburg, hat ihre 
liebe Mühe mit uns z.B. bei der 
MIBS!

Hans-Peter Konrad
Unser Spedi-Bulle von Bayern!

Claudia Weber 
Stv. Geschäftsführerin Bezirk 
München, und trotzdem aktiv im 
Fachbereich 10, insbesondere für 
die Filialisten

Ulrike Oestreich
Kam von NRW zu uns nach 
Augsburg und freut sich auf den 
baldigen Beginn ihrer Altersteilzeit

... und unsere tollen Mitarbeiter/-innen sind:

Anita Birkmeier, Marlene Buchmann, Gabriele Fielitz, Isabella Horger, Petra Meissner, 
Werner Rupp, Silvia Schönemann, Selma Turhan, Marianne Zaglmann



Anton Hirtreiter  
Landesbezirksfachbereichsleiter
Telefon: (089) 5 99 77 1100
Mail: Anton.Hirtreiter@verdi.de

Hans-Peter Konrad
Telefon: (089) 5 99 77 1102
Mail: Hans-Peter.Konrad@verdi.de

Hedwig Krimmer
Telefon: (089) 5 99 77 1101
Mail: Hedwig.Krimmer@verdi.de

Ulrike Oestreich
Telefon: (0821) 279 54 80
Mail: Ulrike.Oestreich@verdi.de

Manfred Weidenfelder
Telefon: (0911) 23 55 7 110
Mail: Manfred.Weidenfelder@verdi.de

Matthias Knüttel
Telefon: (089) 5 99 77 7100
Mail: Matthias.Knüttel@verdi.de

Silke Rühm 
Telefon: (089) 5 99 77 7102
Mail: Silke.Rühm@verdi.de

Florian Pollok
Telefon: (089) 5 99 77 7103
Mail: Florian.Pollok@verdi.de

Claudia Weber
Telefon: (089) 5 99 77 7101
Mail: Claudia.Weber@verdi.de

Franz Zellner
Telefon: (0941) 460 24 30
Mail: Franz.Zellner@verdi.de

Nicole Rufin 
Telefon: (0941) 460 24 22
Mail: Nicole.Rufin@verdi.de

Patrick Gerson
Telefon: (06021) 79 49 3
Mail: Patrick.Gerson@verdi.de

Hans-Peter Konrad (siehe Bayern)
Florian Pollok (siehe München)

Bayern:  

Augsburg/Kempten:

Mittelfranken/Oberfranken-West:

München:

Niederbayern:

Oberpfalz/Oberfranken-Ost: 

Würzburg-Aschaffenburg/Schweinfurt:

Ingolstadt:
Rosenheim:
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